Satzung

§ 1. Name, Sitz, Geschaftsjahr

3.
4.

Der Verein flihrt den Namen Lebenskreis Dinkelscherben - Netzwerk fiir soziales
Miteinander e.V.

Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Mit Eintragung flihrt er den
Namenszusatz ,e.V.”

Sitz des Vereins ist die Marktgemeinde Dinkelscherben.

Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2. Zweck des Vereins

1.

2.

3.

Zweck des Vereins ist

a) die Forderung des offentlichen Gesundheitswesens und 6ffentliche Gesundheitspflege
b) die Jugend- und Altenbhilfe

c) Forderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschlielRlich der Studentenhilfe;
d) die Forderung des biirgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnutziger,
mildtatiger Zwecke

Der Zweck des Vereins wird verwirklicht insbesondere durch

a) Durchfiihrung von Erhebungen zur Bestands- und Bedarfsevaluation zur
psychosozialen Versorgung und Bildung von Menschen aller Altersgruppen im
Gemeindegebiet Dinkelscherben

b) Forderung und Koordination von ehrenamtlichem Engagement fiir bedarfsgerechte
Projekte in psychosozialen Bereichen

c) Erarbeitung von Vorschldgen zur Verbesserung und Erweiterung der regionalen
psychosozialen Versorgungsstruktur und Weiterleitung an politische
Entscheidungsgremien

d) Sensibilisierung der Offentlichkeit fiir die Belange der Menschen, die Unterstiitzung
bendtigen (z. B. Minderheiten, Familien, Senioren, Jugend, Menschen mit
besonderen Bediirfnissen) (iber Aktionen und Veranstaltungen zur
Offentlichkeitsarbeit und Transparenz machen von psychosozialen Problemfeldern
und Stérungen sowie entsprechender Versorgungsangebote

e) Forderung von Strukturen der Selbsthilfe

f) Forderung von Bildungs- und Beratungsangeboten zu Erziehungs-, Gesundheits- und
sozialen Integrationsfragen aller Bevolkerungsgruppen

Der Verein verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im Sinne des
Abschnitts ,Steuerbeglinstigte Zwecke” des §60 Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos
tatig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins diirfen
nur fiir die satzungsmaRigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder*innen erhalten
keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die
dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhaltnismaRig hohe Vergiitungen,
beglinstigt werden.



4.

a) Die Vereins- und Organamter werden grundsatzlich ehrenamtlich ausgeiibt.

b) Bei Bedarf kdnnen Vereinsdmter nach Beschluss der Mitgliederversammlung im Rahmen
der haushaltsrechtlichen Moéglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages
oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschadigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeiibt werden.
c) Die Entscheidung Uber eine entgeltliche Vereinstatigkeit nach Absatz 4 b) trifft der
Vorstand. Gleiches gilt fuir die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung.

d) Der Vorstand ist ermachtigt, Tatigkeiten fir den Verein gegen Zahlung einer
angemessenen Vergltung oder Aufwandsentschadigung zu beauftragen. MaRgebend ist die
Haushaltslage des Vereins.

e) Zur Erledigung der Geschaftsfiihrungsaufgaben und zur Flihrung der Geschéftsstelle ist
der Vorstand ermachtigt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen Maoglichkeiten, hauptamtlich
Beschaftigte anzustellen.

f) Im Ubrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter*innen des Vereins einen
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB fiir solche Aufwendungen, die ihnen durch
die Tatigkeit fir den Verein entstanden sind. Hierzu gehoren insbesondere Fahrtkosten,
Reisekosten, Porto, Telefon usw..

g) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz muss bis zum Ende des Kalenderjahres nach seiner
Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewahrt, wenn die
Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die priffahig sein missen, nachgewiesen
werden.

h) Vom Vorstand konnen per Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Méglichkeiten
Grenzen Uber die Hohe des Aufwendungsersatzes nach § 670 BGB festgesetzt werden.
i)Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins, die von der
Mitgliederversammlung erlassen und gedndert wird.

§ 3. Mitgliedschaft

1.

Mitglied des Vereins kann jede natirliche und juristische Person werden. Es soll ein
Zusammenschluss von

® Fachkraften,

" ehrenamtlichen Helfer*innen

® Angehorigen und

® Betroffenen

aus den Arbeitsfeldern der Bildungsinstitutionen sowie der Gesundheits-, Jugend-, Alten- und
Behindertenbhilfe sein, in denen psychosoziale Belange eine besondere Bedeutung haben. Der
Verein soll nicht nur berufstibergreifend, sondern auch Trager-, Einrichtungs- und
GremienUbergreifend zusammengesetzt sein.

2.

Der Antrag auf Aufnahme in den Verein ist an den Vorstand zu richten. Der Vorstand
entscheidet Gber die Aufnahme.

Die Mitgliedschaft endet durch Tod, bei juristischen Personen deren Erléschen, Austritt
oder Ausschluss.

Der Austritt ist schriftlich gegenliber dem Vorstand zu erklaren. Er ist nur mit einer Frist von
zwei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres zulassig.

Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in grober Weise gegen
die Vereinsinteressen verstoRen hat oder wenn es mit mindestens einem Jahresbeitrag mit



mehr als sechs Monaten in Verzug ist. Uber einen Ausschluss entscheidet der Vorstand.
Dem/der AuszuschlieRenden ist vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben; der Ausschluss wegen Zahlungsverzuges ist mit einer Frist von drei Monaten
schriftlich anzudrohen.

6. Gegen die Ablehnung der Aufnahme und gegen den Ausschluss aus dem Verein kann die
betroffene Person binnen eines Monats nach Zugang der Entscheidung Beschwerde
einlegen. Uber die Beschwerde entscheidet die nichste Mitgliederversammlung. Die
Beschwerde gegen den Ausschluss hat aufschiebende Wirkung.

7. Die Mitgliederversammlung kann jede natirliche und juristische Person, die sich besonders
um den Verein verdient gemacht hat, zum Ehrenmitglied ernennen.

§ 4. Mitgliedsbeitrage

1. Von den Mitgliedern wird ein Geldbetrag als regelmiRiger Jahresbeitrag erhoben. Uber
dessen Hohe und Falligkeit bestimmt die Mitgliederversammlung.
2. Ehrenmitglieder haben keine Beitrage zu leisten.

§ 5. Organe des Vereins
Organe des Vereins sind die Vorstandschaft und die Mitgliederversammlung.

§ 6. Vereinsvorstand

1. Der Vorstand des Vereins besteht aus fiinf Personen, namlich dem/der 1. und dem/der 2.
Vorsitzenden, dem Kassenwart, dem Schriftfiihrer und einem Beisitzer.

2. Der Verein wird gerichtlich und auRergerichtlich durch zwei Mitglieder des Vorstands
gemeinsam vertreten.

3. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf zwei Jahre gewahlt. Die
Vorstandsmitglieder bleiben auch nach dem Ablauf ihrer Amtszeit bis zur erfolgreichen
Neuwahl des Vorstands im Amt. Scheidet ein Mitglied des Vorstands wahrend der
Amtsdauer aus, kann der Vorstand fiir die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen ein
Ersatzmitglied bestellen.

4. Wabhlbar sind nur Vereinsmitglieder.

§ 7. Zustandigkeit des Vorstandes

1. Der Vorstand ist fur alle Angelegenheiten des Vereins zustandig, die nicht durch
gegenwartige Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere
folgende Aufgaben:

a) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung,
b) Einberufung der Mitgliederversammlung,
c) Ausfiihrung der Beschliisse der Mitgliederversammlung,
d) Verwaltung des Vereinsvermdgens und Buchfiihrung,
e) Erstellung der Jahreshaushaltspldane und der Jahresberichte,
f) Beschlussfassung iber Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern.
2. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsamter in einer Person ist nicht zulassig.



§ 8. Beschlussfassung des Vorstandes

1. Der Vorstand fasst seine Beschliisse in Vorstandssitzungen oder auf schriftlichem Wege.

2. Vorstandssitzungen sind von der/vom 1. Vorsitzenden, bei deren/dessen Verhinderung von
der/vom 2. Vorsitzenden in Textform oder (fern-) mindlich unter Einhaltung einer
Einberufungsfrist von einer Woche einzuberufen. Der Mitteilung einer Tagesordnung bedarf
es nicht. Sitzungsleiter ist die/der 1. Vorsitzende, bei deren/dessen Verhinderung die/der 2.
Vorsitzende. Im Ubrigen wird der Sitzungsleiter aus der Mitte der anwesenden
Vorstandsmitglieder gewahlt.

3. Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Er
entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters. Die Beschlussfahigkeit des
Vorstandes setzt nicht voraus, dass samtliche Vorstandsamter besetzt sind.

4. Uber die Vorstandssitzungen ist ein Protokoll zu fiihren, das Ort und Zeit der Sitzung,
Namen der Teilnehmer, gefasste Beschllisse und Abstimmungsergebnis enthalten soll. Das
Protokoll dient Beweiszwecken.

5. Ein Vorstandsbeschluss kann aufRerhalb einer Sitzung, mindlich, schriftlich, per E-Mail oder
auf anderem Wege der elektronischen Kommunikation gefasst werden, wenn alle
Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der Beschlussfassung erklaren.

§ 9. Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist fur folgende Angelegenheiten zustandig:

a) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, der Kassenprifer und des Schriftfiihrers

b) Beschlussfassung iber Anderungen der Satzung,

c) Beschlussfassung liber die Auflésung des Vereins,

d) Festsetzung der Hohe und der Falligkeit des Jahresbeitrages,

e) Beschlussfassung Gber Beschwerden gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrags und

gegen einen AusschlieBungsbeschluss des Vorstands,

f) Ernennung von Ehrenmitgliedern,

g) Genehmigung des Haushaltsplanes und Entgegennahme des Jahresberichts und sonstiger
Berichte des Vorstands,

h) Entlastung des Vorstands.

2. Einmal jahrlich, moglichst im ersten Quartal eines Jahres, findet die ordentliche
Mitgliederversammlung des Vereins statt. Weitere (auSerordentliche)
Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn es das Interesse des Vereins erfordert
oder wenn die Einberufung von einem Flinftel der Mitglieder unter Angabe des Zwecks und
der Griinde schriftlich vom Vorstand verlangt wird.

3. Uber die Beschliisse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von
Versammlungsleiter*in und Protokollfihrer*in zu unterzeichnen ist. Protokollfiihrer*in ist
die/der Schriftfiihrer*in, bei deren/dessen Verhinderung bestimmt die Versammlung
die/den Protokollfiihrer*in. Das Protokoll soll Ort und Zeit der Versammlung, die Zahl der
erschienenen Mitglieder, die Person von Versammlungsleiter*in und Protokollfiihrer*in, die
Tagesordnung, die gefassten Beschllsse samt Art der Abstimmung und
Abstimmungsergebnissen enthalten.

4. An Stelle einer Mitgliederversammlung nach Abs. 1 kann zu einer virtuellen
Mitgliederversammlung einberufen werden. Die virtuelle Mitgliederversammlung ist
gegenliber der prasenten Mitgliederversammlung nach Abs. 1 nachrangig. Der Vorstand
entscheidet hierliber nach seinem Ermessen und teilt dies den Mitgliedern in der Einladung



mit. Virtuelle Mitgliederversammlungen finden in einem nur fir Mitglieder zuganglichen
Chatroom oder per Video oder Telefonkonferenz statt. Die Mitglieder erhalten hierfir
rechtzeitig ein Passwort. Die sonstigen Bedingungen der virtuellen Mitgliederversammlung
richten sich nach den allgemeinen Bestimmungen Uber die Mitgliederversammlung. Eine
virtuelle Mitgliederversammlung (iber die Auflésung des Vereins ist unzulassig.

§ 10. Einberufung der Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen
einzuberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich an die letzte vom Mitglied schriftlich
bekannt gegebene Adresse unter Angabe der Tagesordnung. Mitgliedern, die dem Verein
eine E-Mail-Adresse mitgeteilt haben, kdnnen auch elektronisch durch Ubermittlung einer
E-Mail an die zuletzt in Textform mitgeteilte E-Mail-Adresse geladen werden, wenn das
Mitglied nicht in Textform anderes mitgeteilt hat. Die Ladungsfrist beginnt mit dem auf die
Absendung der Einladung folgenden Tag.

2. Jedes Mitglied kann beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachtraglich auf die
Tagesordnung gesetzt werden. Geht ein solcher Antrag spatestens eine Woche vor dem Tag
der Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand ein, ist die Tagesordnung zu Beginn
der Mitgliederversammlung entsprechend zu ergdnzen. Geht er spater ein oder wird er erst
in der Mitgliederversammlung gestellt, beschliel$t die Mitgliederversammlung liber die
Zulassung.

§ 11. Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens ein Viertel aller
Vereinsmitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfahigkeit hat der Vorstand innerhalb eines
Monats eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen.
Diese zweite Mitgliederversammlung ist ohne Riicksicht auf die Zahl der erschienenen
Vereinsmitglieder beschlussfahig, wenn hierauf in der Einladung hingewiesen wurde. Fir
deren Ladung gelten im Ubrigen die allgemeinen Ladungsbestimmungen.

2. Die Mitgliederversammlung wird von der/vom 1. Vorsitzenden, bei deren/dessen
Verhinderung von der/vom 2. Vorsitzenden geleitet. Ist auch die/der 2. Vorsitzende
verhindert, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die
Versammlungsleitung fir die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Aussprache
einem anderen Vereinsmitglied oder einem Wahlausschuss ibertragen werden.

3. In der Mitgliederversammlung hat jedes (Ehren-) Mitglied ab dem vollendeten 14.
Lebensjahr eine Stimme,. Die Art der Abstimmung bestimmt die/der
Versammlungsleiter*in. Die Abstimmung muss jedoch schriftlich durchgefiihrt werden,
wenn mindestens ein Viertel der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten
Mitglieder dies verlangt.

4. Soweit in gegenwartiger Satzung nicht ausdricklich anders bestimmt, fasst die
Mitgliederversammlung Beschliisse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen
Stimmen. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Eine Mehrheit von
drei Vierteln der abgegebenen Stimmen ist jedoch erforderlich fiir:

a) die Anderung der Satzung,
b) die Auflésung des Vereins,
c) die Zulassung von nachtraglichen Antragen auf Ergdnzung der Tagesordnung.

5. Von verhinderten Mitgliedern kann eine handschriftlich unterschriebene Stimmabgabe bei
der Wahl beim Vorstand vor Beginn der Sitzung eingereicht werden.



6.

Fir Wahlen gelten die Bestimmungen uber die Beschlussfassung entsprechend. Die/Der
Versammlungsleiter*in kann dabei bestimmen, dass (iber mehrere zu wihlende Amter in
einem Wahlgang abgestimmt wird. Erreicht jedoch im ersten Wahlgang kein Kandidat*in
die absolute Mehrheit, ist die Wahl zu wiederholen. Erreicht auch im zweiten Wahlgang
kein*e Kandidat*in die absolute Mehrheit, genligt im dritten und in weiteren Wahlgédngen
die einfache Mehrheit. Erreicht auch nach mindestens drei Wahlgangen kein*e Kandidat*in
eine Mehrheit, kann der Versammlungsleiter bestimmen, dass das Los entscheidet.

§ 12. Jugend im Verein

Durch Beschluss der Mitgliederversammlung kann der Jugend das Recht zur Selbstverwaltung im
Rahmen der Satzung und der Ordnungen des Vereins eingerdumt werden. In diesem Fall gibt sich
die Jugend eine eigene Jugendordnung, die der Genehmigung des Vorstands bedarf. Die Jugend
entscheidet tber die Verwendung der ihr zuflieRenden Mittel.

§ 13. Kassenfiihrung

1. Der Kassenwart hat lber die Kassengeschafte Buch zu fiihren und eine Jahresrechnung zu

erstellen.

Die Jahresrechnung wird von zwei Kassenprifern geprift, die von der
Mitgliederversammlung gewahlt werden. Fiir deren Wahl, Wahlbarkeit und Amtsdauer
gelten die Bestimmungen fiir Vorstandsmitglieder entsprechend. Die gepriifte
Jahresrechnung ist der Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen.

§ 14. Auflosung des Vereins

1. Die Auflosung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen

Mitgliederversammlung beschlossen werden.

Bei Auflésung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegiinstigter Zwecke fillt das Vermogen
des Vereins an eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts oder eine andere
steuerbegiinstigte Kérperschaft zwecks Verwendung fiir die Unterstiitzung von Personen,
die im Sinne von §53 AO bedurftig sind. Liquidatoren sind die/der 1. und 2. Vorsitzende als
je einzelvertretungsberechtigte Liquidatoren, soweit die Versammlung nichts anderes
beschlieft.

Dinkelscherben, den 21.06.21
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	4. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder.
	§ 7. Zuständigkeit des Vorstandes
	1. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, die nicht durch gegenwärtige Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
	a) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung,
	b) Einberufung der Mitgliederversammlung,
	c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,
	d) Verwaltung des Vereinsvermögens und Buchführung,
	e) Erstellung der Jahreshaushaltspläne und der Jahresberichte,
	f) Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern.
	2. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist nicht zulässig.
	§ 8. Beschlussfassung des Vorstandes
	1. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen oder auf schriftlichem Wege.
	2. Vorstandssitzungen sind von der/vom 1. Vorsitzenden, bei deren/dessen Verhinderung von der/vom 2. Vorsitzenden in Textform oder (fern-) mündlich unter Einhaltung einer Einberufungsfrist von einer Woche einzuberufen. Der Mitteilung einer Tagesordnung bedarf es nicht. Sitzungsleiter ist die/der 1. Vorsitzende, bei deren/dessen Verhinderung die/der 2. Vorsitzende. Im Übrigen wird der Sitzungsleiter aus der Mitte der anwesenden Vorstandsmitglieder gewählt.
	3. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Er entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters. Die Beschlussfähigkeit des Vorstandes setzt nicht voraus, dass sämtliche Vorstandsämter besetzt sind.
	4. Über die Vorstandssitzungen ist ein Protokoll zu führen, das Ort und Zeit der Sitzung, Namen der Teilnehmer, gefasste Beschlüsse und Abstimmungsergebnis enthalten soll. Das Protokoll dient Beweiszwecken.
	5. Ein Vorstandsbeschluss kann außerhalb einer Sitzung, mündlich, schriftlich, per E-Mail oder auf anderem Wege der elektronischen Kommunikation gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der Beschlussfassung erklären.
	§ 9. Mitgliederversammlung
	1. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:
	a) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, der Kassenprüfer und des Schriftführers
	b) Beschlussfassung über Änderungen der Satzung,
	c) Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins,
	d) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages,
	e) Beschlussfassung über Beschwerden gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrags und
	gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands,
	f) Ernennung von Ehrenmitgliedern,
	g) Genehmigung des Haushaltsplanes und Entgegennahme des Jahresberichts und sonstiger Berichte des Vorstands,
	h) Entlastung des Vorstands.
	2. Einmal jährlich, möglichst im ersten Quartal eines Jahres, findet die ordentliche Mitgliederversammlung des Vereins statt. Weitere (außerordentliche) Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn die Einberufung von einem Fünftel der Mitglieder unter Angabe des Zwecks und der Gründe schriftlich vom Vorstand verlangt wird.
	3. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von Versammlungsleiter*in und Protokollführer*in zu unterzeichnen ist. Protokollführer*in ist die/der Schriftführer*in, bei deren/dessen Verhinderung bestimmt die Versammlung die/den Protokollführer*in. Das Protokoll soll Ort und Zeit der Versammlung, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Person von Versammlungsleiter*in und Protokollführer*in, die Tagesordnung, die gefassten Beschlüsse samt Art der Abstimmung und Abstimmungsergebnissen enthalten.
	4. An Stelle einer Mitgliederversammlung nach Abs. 1 kann zu einer virtuellen Mitgliederversammlung einberufen werden. Die virtuelle Mitgliederversammlung ist gegenüber der präsenten Mitgliederversammlung nach Abs. 1 nachrangig. Der Vorstand entscheidet hierüber nach seinem Ermessen und teilt dies den Mitgliedern in der Einladung mit. Virtuelle Mitgliederversammlungen finden in einem nur für Mitglieder zugänglichen Chatroom oder per Video oder Telefonkonferenz statt. Die Mitglieder erhalten hierfür rechtzeitig ein Passwort. Die sonstigen Bedingungen der virtuellen Mitgliederversammlung richten sich nach den allgemeinen Bestimmungen über die Mitgliederversammlung. Eine virtuelle Mitgliederversammlung über die Auflösung des Vereins ist unzulässig.
	§ 10. Einberufung der Mitgliederversammlung
	1. Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen einzuberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich an die letzte vom Mitglied schriftlich bekannt gegebene Adresse unter Angabe der Tagesordnung. Mitgliedern, die dem Verein eine E-Mail-Adresse mitgeteilt haben, können auch elektronisch durch Übermittlung einer E-Mail an die zuletzt in Textform mitgeteilte E-Mail-Adresse geladen werden, wenn das Mitglied nicht in Textform anderes mitgeteilt hat. Die Ladungsfrist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Tag.
	2. Jedes Mitglied kann beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Geht ein solcher Antrag spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand ein, ist die Tagesordnung zu Beginn der Mitgliederversammlung entsprechend zu ergänzen. Geht er später ein oder wird er erst in der Mitgliederversammlung gestellt, beschließt die Mitgliederversammlung über die Zulassung.
	§ 11. Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
	1. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel aller Vereinsmitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit hat der Vorstand innerhalb eines Monats eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen. Diese zweite Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereinsmitglieder beschlussfähig, wenn hierauf in der Einladung hingewiesen wurde. Für deren Ladung gelten im Übrigen die allgemeinen Ladungsbestimmungen.
	2. Die Mitgliederversammlung wird von der/vom 1. Vorsitzenden, bei deren/dessen Verhinderung von der/vom 2. Vorsitzenden geleitet. Ist auch die/der 2. Vorsitzende verhindert, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Aussprache einem anderen Vereinsmitglied oder einem Wahlausschuss übertragen werden.
	3. In der Mitgliederversammlung hat jedes (Ehren-) Mitglied ab dem vollendeten 14. Lebensjahr eine Stimme,. Die Art der Abstimmung bestimmt die/der Versammlungsleiter*in. Die Abstimmung muss jedoch schriftlich durchgeführt werden, wenn mindestens ein Viertel der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies verlangt.
	4. Soweit in gegenwärtiger Satzung nicht ausdrücklich anders bestimmt, fasst die Mitgliederversammlung Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen ist jedoch erforderlich für:
	a) die Änderung der Satzung,
	b) die Auflösung des Vereins,
	c) die Zulassung von nachträglichen Anträgen auf Ergänzung der Tagesordnung.
	5. Von verhinderten Mitgliedern kann eine handschriftlich unterschriebene Stimmabgabe bei der Wahl beim Vorstand vor Beginn der Sitzung eingereicht werden.
	6. Für Wahlen gelten die Bestimmungen über die Beschlussfassung entsprechend. Die/Der Versammlungsleiter*in kann dabei bestimmen, dass über mehrere zu wählende Ämter in einem Wahlgang abgestimmt wird. Erreicht jedoch im ersten Wahlgang kein Kandidat*in die absolute Mehrheit, ist die Wahl zu wiederholen. Erreicht auch im zweiten Wahlgang kein*e Kandidat*in die absolute Mehrheit, genügt im dritten und in weiteren Wahlgängen die einfache Mehrheit. Erreicht auch nach mindestens drei Wahlgängen kein*e Kandidat*in eine Mehrheit, kann der Versammlungsleiter bestimmen, dass das Los entscheidet.
	§ 12. Jugend im Verein
	Durch Beschluss der Mitgliederversammlung kann der Jugend das Recht zur Selbstverwaltung im Rahmen der Satzung und der Ordnungen des Vereins eingeräumt werden. In diesem Fall gibt sich die Jugend eine eigene Jugendordnung, die der Genehmigung des Vorstands bedarf. Die Jugend entscheidet über die Verwendung der ihr zufließenden Mittel.
	§ 13. Kassenführung
	1. Der Kassenwart hat über die Kassengeschäfte Buch zu führen und eine Jahresrechnung zu erstellen.
	2. Die Jahresrechnung wird von zwei Kassenprüfern geprüft, die von der Mitgliederversammlung gewählt werden. Für deren Wahl, Wählbarkeit und Amtsdauer gelten die Bestimmungen für Vorstandsmitglieder entsprechend. Die geprüfte Jahresrechnung ist der Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen.
	§ 14. Auflösung des Vereins
	1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden.
	2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Unterstützung von Personen, die im Sinne von §53 AO bedürftig sind. Liquidatoren sind die/der 1. und 2. Vorsitzende als je einzelvertretungsberechtigte Liquidatoren, soweit die Versammlung nichts anderes beschließt.
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